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Abstract
Potenziale für die Überwindung von Armut und sozialer Ungleichheit liegen 
auch heute in einer Rückbesinnung auf Eigenverantwortung und solida-
rische Werte, zum Beispiel wenn sich Initiativen und Unternehmen an ge-
nossenschaftlichen Prinzipien orientieren. Der Beitrag diskutiert, auf welche 
Weise Genossenschaften durch Eigeninitiative der Konsument*innen zur 
Reduzierung von Wohnungsnot sowie Energie- und Ernährungsarmut bei-
tragen können. Damit werden die Potenziale von Selbstorganisation der 
Verbraucher*innen zur Überwindung sozialer Ungleichheit in den Blick ge-
nommen. 
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1  Beispiele für Armut in  
Konsumsektoren – Schlaglichter 
Soziale Ungleichheit wird insbesondere seit der vielfach rezitierten Studie 
von Thomas Piketty über das „Kapital im 21. Jahrhundert“ (2014) vermehrt 
als gesellschaftliches Problem wahrgenommen und kontrovers diskutiert. 
Während die globalen Maßstäbe sozialer Ungleichheit häufig Gegenstand so-
zialwissenschaftlicher Debatte sind, zeigt sich auch innerhalb kapitalistischer 
Gesellschaften eine zunehmende Polarisierung der Sozialstruktur, die sich im 
Zuge der Corona-Pandemie noch weiter zu verschärfen droht. Marcel Fratzscher 
(2016) spricht in seiner Analyse „Warum Deutschland immer ungleicher wird“ 
von einem gesellschaftlichen Verteilungskampf und Christoph Butterwegge 
(2020) von einer zerrissenen Republik. Die Frage nach den Bedingungen und 
Auswirkungen sozialstruktureller Unterschiede ist durchaus umstritten, lässt 
sich soziale Ungleichheit doch anhand verschiedener Indikatoren ermitteln. 
Nach Uwe Schimank (2013, 84 ff.) ist vor allen Dingen das Erwerbseinkommen 
zentraler Faktor bei der Bestimmung sozialer Ungleichheit, wogegen beispiels-
weise Bildung und Konsum als kulturelles und soziales Kapital daraus abge-
leitet werden (Bourdieu 1982). Eng verknüpft sind damit die Phänomene von 
Energie- und Ernährungsarmut sowie Wohnungsnot als Ausprägungen sozialer 
Ungleichheit im Feld des Konsums, die wir im Folgenden genauer in den Blick 
nehmen wollen. Denn in der Tat führt Armut in diesen Konsum- und Lebens-
bereichen zu starken Beeinträchtigungen und Benachteiligungen, deren Erfor-
schung sich die kritische Konsumforschung stellen muss.
1.1 Energiearmut 
Zunehmende soziale Ungleichheit wird besonders beim Thema Energiearmut 
sichtbar, die in Deutschland im Zuge der Energiewende zugenommen hat, was 
aber weniger auf den Ausbau der erneuerbaren Energien als auf die Privati-
sierung des Sektors zurückzuführen ist (Haas 2017, 397). Der Energiekonsum 
ist von zentraler Bedeutung für einen nachhaltigen Konsum und aus sozial-
wissenschaftlicher Perspektive (Brunner 2014, 14). Energieverbrauchsmuster 
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unterscheiden sich nicht nur nach Dimensionen wie Einkommen, Lebenszyklus, 
Wohnform und ethnischer Zugehörigkeit. Auch technisch-materielle Dimensi-
onen wie Alter, Typ und Größe von Wohnungen und technischen Geräten spie-
len eine Rolle, ebenso wie Wissen, Einstellungen und soziale Normen (unter 
anderem Mentalitäten des Sparens oder Umwelteinstellungen). Steigende 
 Energiepreise, sinkende oder stagnierende Einkommen und ein hoher Bestand 
energieineffizienter Gebäude und Wohnungen sind öffentlich wahrgenommene 
Aspekte von Energiearmut (Schaffrin, Smigiel und Großmann 2017). Hohe Ener-
giekosten, Energieschulden, Abschaltungen sowie Einschränkungen des Ener-
giekonsums auf Kosten der Gesundheit sind Charakteristika von Energiearmut, 
die sich aus dem Zusammenfallen von niedrigen Einkommen, hohen Energie-
preisen und energieineffizienten Wohnungen und Geräten ergeben (Brunner 
2014, 15). Hier fallen also die soziale, die ökonomische und die ökologische 
Dimension zusammen. Obwohl die einkommensschwachen Haushalte eine re-
lativ niedrige energetische Lebensweise haben, sind die Lösungsmöglichkeiten 
in der Selbstorganisation begrenzt. Die Steigerung der Energieeffizienz von Ge-
bäuden und technischen Geräten könnte ein Instrument zur Bekämpfung von 
Energiearmut sein, doch werden die Förderinstrumente zur Umsetzung in der 
Regel von tendenziell Einkommensstarken genutzt. Die Modernisierungsumla-
ge zwingt Einkommensschwache dann zum Fortzug aus sanierten Wohnungen, 
wodurch sich die Polarisierung weiter verstärkt (Castello und Böcher 2018, 
 71  f.). Politische Forderungen zur Bekämpfung der Energiearmut liegen nach 
Ansicht der Verbraucherverbände daher in einer fairen Verteilung der Kosten 
der Energiewende, der Prüfung milderer Mittel vor Vollzug einer Energiesperre 
und dem flächendeckendem Ausbau von Beratungsangeboten (Schöllgen und 
Kosbab 2017, 486 ff.). Lösungsmöglichkeiten in Selbstorganisation lassen sich 
unter anderem in der sozialen Steuerung von Mieten sowie Modernisierungs- 
und Energiekosten durch Wohnungsgenossenschaften oder in der Umsetzung 
von Mieterstrommodellen mit sozialer Ausrichtung durch Energiegenossen-
schaften sowie im Engagement von Mieterinitiativen finden.
1.2 Wohnungsnot und Mietpreisbelastung
Neben der Energiearmut ist die Wohnungsnot ein weiterer Faktor der wach-
senden sozialen Ungleichheit. Deutschland ist ein Mieter*innenland mit einer 
Quote von über 55 Prozent. In Großstädten wie Leipzig, Frankfurt oder Berlin 
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wohnen sogar über 80 Prozent der Bevölkerung zur Miete. Wohnen ist wieder 
zu einem zentralen sozialpolitischen Thema geworden, in der nicht zuletzt die 
Enteignung großer Wohnungsbaugesellschaften gefordert wird. Insbesondere 
in Ballungsgebieten kommt es häufig zu regionalen Verknappungen, die zum 
Teil zu drastischen Mietpreissteigerungen führen. Bezahlbaren Wohnraum zu 
finden ist für viele Menschen mit kleinem und mittlerem Einkommen ein im-
mer größeres Problem (Bontrup 2018). Denn die Wohnverhältnisse werden von 
der sozialen Lage bestimmt. Je geringer das Einkommen, desto schlechter die 
Wohnbedingungen. Alle wohnungspolitischen Akteure sind sich einig, dass es 
in Deutschland zu wenige Wohnungen gibt, um den Bedarf zu decken. Die Lü-
cke liegt je nach Schätzung zwischen 1 und 1,5 Millionen Neubauwohnungen. 
Eine Studie im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung, basierend auf Daten aus 
dem Jahr 2014, kommt zu dem Schluss, dass bundesweit 1,9 Millionen bedarfs-
gerechte Wohnungen fehlen, davon 310.000 in Berlin, 150.000 in Hamburg, 
86.000 in Köln und 79.000 in München (Holm et al. 2018). Der Mangel zeigt 
sich hier vor allem im Fehlen bezahlbaren Wohnraums für die breiten Schich-
ten der Bevölkerung mit niedrigem und mittlerem Einkommen, bei denen der 
Mietanstieg immer weitere Teile des Einkommens aufzehrt. Aufgrund der feh-
lenden bezahlbaren Wohnungen müssen viele Mieter*innen auf höherpreisige 
Angebote ausweichen und somit einen großen Teil ihres Einkommens für die 
Miete aufwenden. 19 Prozent der Mieter*innen müssen sogar mehr als 40 Pro-
zent ihres Einkommens für die Miete aufwenden (Lebuhn et al. 2017). Die Ein-
führung einer neuen Gemeinnützigkeit im Wohnungsbereich wäre neben dem 
Ausbau des öffentlich geförderten Wohnungsbaus ein erster Schritt zur Zurück-
drängung der Privatisierungstendenzen im Wohnungsmarkt (Holm 2017). Ge-
nossenschaftliche Wohnprojekte oder solche, die ähnlichen Prinzipien folgen, 
sind Alternativen in der Form der zivilgesellschaftlichen Selbstorganisation. Sie 
haben ein hohes Potenzial, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, da sie den pro-
fitorientierten Wohnungsmarkt ein Stück weit unterlaufen (Schöning 2017, 20). 
Mitglieder einer Wohnungsgenossenschaft empfangen nämlich nicht nur Leis-
tungen, sondern sind zugleich Eigentümer*innen und Mitentscheider*innen. 
Zudem ist der im genossenschaftlichen Besitz befindliche Grund und Boden 
der Spekulation entzogen. 
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1.3 Ernährungsarmut
Ernährungsarmut ist ein Thema der ernährungssoziologischen Forschung. 
Konstatiert wird auch in Deutschland eine latent vorhandene relative Ernäh-
rungsarmut. Die Betroffenheit von Ernährungsarmut ist, wie in den anderen 
Sektoren, gekoppelt an die finanzielle Kaufkraft und betrifft vor allem die un-
teren Einkommensschichten, Rentner*innen, Hartz-IV-Empfänger*innen und 
Kinder mit alleinerziehenden Eltern, aber auch Studierende. Problematisch ist, 
dass Ernährungsarmut in Deutschland tendenziell immer noch negiert und ihre 
Eindämmung an Institutionen der ehrenamtlichen Fürsorge und der Privatwirt-
schaft delegiert wird (Pfeiffer 2014). Modelle zur Beseitigung sind etwa Sup-
penküchen oder „Die Tafeln“, die seit 1993 in Deutschland existieren und mitt-
lerweile auf circa 950 Vor-Ort-Organisationen (Stand 2019) angewachsen sind. 
Nicht wenige sehen die Tafeln jedoch kritisch, da sie den Staat partiell aus einer 
politischen Verantwortung entlassen. Im Unterschied zu einer tatsächlichen 
Selbstorganisation stellen Wohlfahrtsverbände als saturierte Träger das orga-
nisatorische Gerüst und den Zugang zur Ehrenamtsstruktur her (Selke 2011). 
Hinzu kommt, dass die Tafeln zwar gewachsen, aber nicht flächendeckend 
tätig sind. Insbesondere Menschen in ländlichen und ostdeutschen Regionen 
profitieren nicht von ihren Dienstleistungen. Ein weiterer Vorwurf ist, dass die 
Tafeln zwar zur Reduzierung des Wegwerfverhaltens, aber nicht zur Aktivierung 
in Richtung Selbstorganisation beitragen. Alternativen der Selbstorganisation 
mit einer Ausgestaltung in Richtung eines nachhaltigen Ernährungskonsums 
wären daher eher Initiativen der Solidarischen Landwirtschaft, Food-Coops, 
Initiativen zum Food Sharing, Abokistenanbieter oder Erzeuger-Verbraucher-
Gemeinschaften. Diese kombinieren eine nachhaltige Ausrichtung mit Selbst-
organisation und solidarischer Ausrichtung. Sie verbinden die Aspekte regio-
naler und gesunder Nahrungsmittelversorgung. 
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2  Selbstorganisation als Strategie zur 
Bekämpfung von Armut – Potenziale 
der Selbstorganisation
Gesucht wird bei der Behebung der Folgen sozialer Ungleichheit in der Regel 
nach staatlichen Lösungs- und Umverteilungsansätzen. Politik, aber auch die 
Sozialwissenschaften, fragen dagegen eher selten, welche Möglichkeiten im 
Eigenengagement der Konsumierenden als Hilfe zur Selbsthilfe und damit zur 
Überwindung oder Reduzierung von Armut liegen. 
Dabei gibt es klassischerweise immer wieder Lösungen in der Selbstorgani-
sation der Verbraucher*innen. Diese sind zwar nicht sonderlich verbreitet und 
nicht gesellschaftlicher Mainstream. Aber in letzter Zeit richtet sich das Inte-
resse zumindest der Sozialwissenschaften wieder auf diese selbstorganisato-
rischen Projekte, die als „Reale Utopien“ (Wright 2017) oder „Halbinseln gegen 
den Strom“ (Habermann 2009) bezeichnet werden. Gesammelt, dokumentiert 
und zu Themenbezügen verdichtet werden diese Beispiele der Selbstorganisa-
tion unter anderem in den Publikationen „FuturZwei Zukunftsalmanach – Ge-
schichten vom guten Umgang mit der Welt“ (Welzer, Giesecke und Tremel 2014; 
 Giesecke, Hebert und Welzer 2016).
Anknüpfungspunkt in der Verbraucherforschung ist der schon etwas ältere 
Ansatz von Wilfried Nelles und Wolfgang Beywl (1984), die sich in einem vom 
BMBF geförderten Projekt mit der Frage beschäftigten, ob Selbstorganisation 
eine Alternative für Verbraucher*innen sei. Dabei unternahmen sie einen ersten 
Versuch, das zu quantifizieren, was sie als neue Selbstorganisation definiert 
hatten: 
„Sie sind explizit nicht-kommerziell und basisdemokratisch, informell und wehren 
sich damit sowohl gegen die Steuerung durch Geld (Profit) als auch durch büro-
kratische Macht. (…). Konkrete Inhalte sind unter anderem die Betonung von Be-
ziehungen und Gemeinschaftsleben, Entscheidungsfindung durch den Diskurs 
Gleichberechtigter, genossenschaftliches Eigentum an Produktionsmitteln und Wie-
derannäherung an ein ökologisch angepasstes Leben.“ (Nelles und Beywl 1984, 80)
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Die Autoren unterscheiden dabei weiterhin zwischen den Handlungsformen 
„Selbsthilfe“ und „Widerspruch“ als Protestform. Ermittelt wurden im Jahr 1984 
18.000 Selbsthilfegruppen, denen auch 2.000 Betriebe der alternativen Ökono-
mie zugeordnet wurden, und 13.000 Widerspruchsgruppen (Nelles und Beywl 
1984, 91). Dies ist die letzte systematische Erfassung von Selbsthilfeansätzen 
unter dem Blickpunkt der Verbraucherforschung.
3  Genossenschaften als Teil einer Praxis 
der Selbstorganisation 
Bei den wenigen Analysen des Bürgerengagements bleibt zudem eine Orga-
nisationsform weitgehend ausgeklammert, die entstanden ist, um soziale Un-
gleichheit durch gemeinsames wirtschaftliches Engagement ihrer Mitglieder 
abzubauen. Gemeint sind die Genossenschaften, die unter dem Motto „Was 
einer nicht vermag, das vermögen Viele“ (Friedrich Wilhelm Raiffeisen) gegrün-
det wurden, um Auswüchse sozialer Ungleichheit oder Armut einzudämmen 
und die Mitglieder mit preiswertem Wohnraum, erschwinglichen Lebensmitteln 
und Elektrizität zu versorgen. Wohnungs-, Konsum- und Elektrizitätsgenossen-
schaften sind genau zu diesem Zweck seit den 1850er-Jahren entstanden (Novy 
und Prinz 1985). 
Eine Weiterentwicklung stellt die wissenschaftliche Diskussion um den Dritten 
Sektor dar, den eine Studie aus 2012 anhand der Rechtsform wie folgt definiert 
und dem in diesem Zusammenhang der Organisationsform der Genossenschaft 
Potenziale für die Selbstorganisation der Bekämpfung sozialer Ungleichheit zu-
schreibt: 
„Die Organisationen in den Rechtsformen von Vereinen, gemeinnützigen Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung (GmbH), gemeinnützigen Genossenschaften und 
Stiftungen haben in Deutschland ein besonderes Gewicht. Sie bilden den sogenann-
ten Dritten Sektor und vertreten Mitgliederinteressen sowie die Anliegen Dritter.“ 
(Priller et al. 2012, 9) 
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In einigen wissenschaftlichen Expertisen werden Genossenschaften dem Be-
reich der Non-Profit-Organisationen zugeordnet, obwohl ihr Satzungszweck 
wirtschaftlich ausgerichtet ist. Hier treten vor allem Sozialgenossenschaften in 
das Blickfeld der Betrachtung. Folgt man einem engen Verständnis, dann wer-
den diese explizit dem Bereich der Sozialwirtschaft zugeordnet. Es lassen sich 
drei Formen unterscheiden: Sozialgenossenschaften Betroffener, solidarische 
Genossenschaften zur Förderung Dritter sowie professionelle Genossenschaf-
ten von Beschäftigten im Sozialen Sektor (Thürling 2017, 461). Einem weiten 
Verständnis nach kann man Sozialgenossenschaften als gemeinwesenorien-
tierte Genossenschaften bezeichnen (Göler von Ravensburg 2015, 153 f.). Dies 
kommt dem hier verfolgten Verständnis von Genossenschaften nahe. Wir sehen 
Genossenschaften als Formen der Selbstorganisation zur Wahrnehmung von 
Aufgaben, die aufgrund des Versagens gesellschaftlicher und marktwirtschaft-
licher Kräfte durch bürgerschaftliches Engagement ein Äquivalent schaffen. 
Diese nehmen wir in den Bereichen Energie, Wohnen und Ernährung näher in 
den Blick. Wir folgen dabei der Feststellung einer Studie für das BMWi zu den 
Gründungspotenzialen von Genossenschaften, in der die Autoren konstatie-
ren: „Grundsätzlich ist die Genossenschaft die ideale Rechtsform für Unterneh-
mensgründungen im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements“ (Blome-
Drees, Degens und Schimmele 2017, 426).
3.1 Genossenschaften als sozialreformerisches Experiment
Nicht alle Initiativen der Selbstorganisation von Verbraucher*innen sind Genos-
senschaften, doch viele Organisationen sind genossenschaftlich ausgerichtet, 
auch wenn sie nicht als Genossenschaft eingetragen sind. Generell arbeiten 
Genossenschaften nach dem Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe und der Selbst-
organisation. Insbesondere die Genossenschaftsverbände in Deutschland ver-
suchen eine Zuordnung zu einer sogenannten Alternativökonomie jedoch weit 
von sich zu weisen. In ihrer Sichtweise sind Genossenschaften Unternehmen, 
die sich an den Prinzipien der Marktwirtschaft orientieren. Sie stützen sich da-
bei auf das Genossenschaftsgesetz, das diese wie folgt definiert:
„Genossenschaften sind Gesellschaften von nicht geschlossener Mitgliederzahl, de-
ren Zweck darauf ausgerichtet ist, den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder 
oder deren soziale und kulturelle Belange durch gemeinschaftlichen Geschäftsbe-
trieb zu fördern.“ (Geschwandtner und Helios 2006, 37)
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Hinsichtlich der Genossenschaftlichkeit von Unternehmen gilt es zwischen der 
rechtlichen Frage und der sozialen Organisation zu unterscheiden. Danach 
erscheint es sinnvoll, Genossenschaftlichkeit anhand der vier wesentlichen 
Charakteristika einer Genossenschaft zu reflektieren: dem Förder-, dem Identi-
täts-, dem Demokratie- und dem Solidaritätsprinzip (Klemisch und Boddenberg 
2012, 571).
 – Förderwirtschaftliches Agieren ist ein entscheidendes Charakteristikum ge-
nossenschaftlicher Unternehmen. Der förderwirtschaftliche Auftrag wurde 
für eingetragene Genossenschaften (eG) sogar im Gesetz verankert. Er be-
sagt: Nicht die Verwertung von Kapital und das Erwirtschaften von Gewinn 
soll Hauptzweck einer Genossenschaft sein, sondern die Förderung der 
Mitglieder in dem Geschäftsfeld, in dem sie angesiedelt ist. 
 – Das empirisch am leichtesten überprüfbare genossenschaftliche Prinzip 
und somit das eindeutigste Erkennungsmerkmal stellt das Identitätsprinzip 
dar. Zwei Rollen, die sich sonst am Markt gegenüberstehen, fallen in der 
Personengruppe der Genossenschaftler zusammen. Bei der Wohnungsbau-
genossenschaft sind es Mieter*innen und Vermieter*innen, in der Konsum-
genossenschaft Verbraucher*innen und der Handel in der Produktivgenos-
senschaft Kapitaleigner und Beschäftigte. 
 – Mit dem dritten Prinzip, dem Demokratieprinzip „ein Mensch, eine Stim-
me“, werden Genossenschaften am stärksten verbunden. Unabhängig von 
der Anzahl der eingebrachten Kapitalanteile, der Erfahrungen oder der Po-
sition im Betrieb, verfügt jedes Mitglied in der Generalversammlung formal 
über das gleiche Stimmrecht (Klemisch und Vogt 2012, 23 f.).
 – Das Solidaritätsprinzip als viertes Prinzip soll an dieser Stelle besonders 
betont werden, auch wenn es unter Genossenschaftstheoretikern als das 
umstrittenste gilt. Bekannter ist der Begriff „Genossenschaftsgeist“ (Hett-
lage 1990, 123-152). Mit diesem Prinzip wird das Thema Unternehmenskul-
tur in besonderem Maße tangiert, geht es hierbei doch um die Ausprägung 
genossenschaftsspezifischer Werte, Einstellungen und Verhaltensweisen. 
Durch die Betonung und konsequente Anwendung bestimmter Werte und 
der damit verbundenen Verhaltensweisen kann in genossenschaftlichen 
Unternehmen eine höhere Stabilität erreicht werden. Das gilt vor allem für 
die Gründungsphase der Genossenschaft, aber auch für die Zeiten inten-
siver sozialer Konflikte oder wirtschaftlicher Turbulenzen. Kommt hier das 
Solidaritätsprinzip nicht zum Tragen, besteht die Gefahr, dass eine Grün-
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dung scheitert oder die betreffende Genossenschaft in Krisenzeiten relativ 
schnell auseinanderfällt. Für das Solidaritätsprinzip stehen: gemeinsame 
Investitionen, Nachbarschaftshilfe, Wohnungstausch und das Teilen von 
Produkten und Dienstleistungen. Genossenschaften sind danach ein Teil 
der Selbstorganisation der Konsument*innen.
In Deutschland hat es historisch schon immer zwei Strömungen innerhalb der 
Genossenschaftsbewegung gegeben. Diese fanden in der von 1902 bis 1933 
gespaltenen Geschichte der Genossenschaftsverbände ihren realen Ausdruck 
und hatten entscheidenden Einfluss auf die Frage der Verortbarkeit von Genos-
senschaften innerhalb der Diskussion um dezentrale Reformansätze. Für Arno 
Mersmann und Klaus Novy gelten Genossenschaften erst dann als sozialrefor-
merisch, 
„[...] wenn sie nicht bloß der Besserstellung einer Sondergruppe dienen, wenn umge-
kehrt also die wirtschaftlichen Vorteile der genossenschaftlichen Organisation prin-
zipiell verallgemeinerungsfähig sind. [...] [S]ozialreformerische Genossenschaften 
verstehen sich als Substitute zu Privateigentum und Marktwirtschaft (‚Kooperation 
statt Konkurrenz‘, ‚Solidarismus‘).“ (Mersmann und Novy 1991, 29 f.)
3.2 Genossenschaften und Solidarische Ökonomie 
In der wissenschaftlichen Diskussion um die Praxis der Selbstorganisation der 
Verbraucher*innen kommt auch der Begriff „Solidarische Ökonomie“ ins Spiel. 
Für deren Umsetzung in die wirtschaftliche Praxis spielen sozialreformerische 
Genossenschaften eine bedeutsame Rolle (Kerber-Clasen 2012, 283). Die „So-
lidarische Ökonomie“ wird als Sammelbegriff für die vielfältigen Formen der al-
ternativen Ökonomie gebraucht. Darunter werden sowohl sozialreformerische 
Produktivgenossenschaften als auch andere Formen alternativen Wirtschaftens 
verstanden. Gemeint sind damit unter anderem Energiegenossenschaften, 
Dorfläden, Konsumgenossenschaften, fairer Handel, Wohnprojekte, Gemein-
schaftsgärten, aber auch Tauschringe oder Regionalwährungen (Übersichten 
bieten Giegold und Embshoff 2008; Voß 2014). All diese Projekte weisen auf die 
Organisations- und Handlungsprinzipien Solidarität, Selbstorganisation, Koope-
ration, Demokratie und Gemeinwohlorientierung hin und haben eine hohe Iden-
tität mit den genossenschaftliche Organisationsprinzipien (Elsen 2011: 93  ff.). 
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Entscheidend sind die Affinitäten zwischen einer genossenschaftlich orien-
tierten Arbeitsweise und den verschiedenen Formen der alternativökono-
mischen Produktionsstrategien. Zwei Protagonisten dieses Diskussionszusam-
menhangs, Giegold und Embshoff (2008, 12 ff.), verstehen darunter Formen des 
Wirtschaftens, die menschliche Bedürfnisse auf der Basis freiwilliger Koopera-
tionen, Selbstorganisation und gegenseitiger Hilfe befriedigen. Auch Altvater 
stellt fest, dass ein „nicht eng definierter Begriff der solidarischen Ökonomie 
möglicherweise der angemessenere [ist], um die Vielfalt des genossenschaft-
lichen und gemeinschaftlichen Wirtschaftens erfassen zu können“ (Altvater 
2012, 55). 
Große Übereinstimmung weist die Begrifflichkeit der Solidarischen Ökono-
mie mit den in Deutschland unter dem Begriff Gemeinwesenökonomie vertre-
tenen Ansätzen auf. Bezogen auf ihre sozialen und politischen Ziele und auf 
ihre Arbeitsorganisation lassen sich Gemeinwesenökonomien der „Économie 
Sociale“ und somit dem „Dritten Sektor“ zwischen Staat und Markt zuordnen 
(Elsen 1998, 81). Da Genossenschaften Selbsthilfeorganisationen sind, die auf 
den Prinzipien der Selbstverwaltung und Selbstverantwortung beruhen, kön-
nen sie somit als natürlicher Teil der solidarischen Ökonomie oder der Gemein-
wohlökonomie beschrieben werden. Sie scheinen in hohem Maße geeignet für 
eine Selbstorganisation der Verbraucher*innen. 
Genossenschaften können als relevanter Teil einer kooperativen Marktwirt-
schaft bezeichnet werden und sind damit Teil emanzipatorischer Alternativen, 
die Eric Olin Wright (2017) als „Reale Utopien“ bezeichnet. Für Wright sind 
Genossenschaften eine heterogene Gruppe von Wirtschaftsorganisationen. Er 
differenziert Genossenschaften in solche, die den Verbraucher*innen gehören 
und indirekt von ihren Mitgliedern gesteuert werden, indem diese den Vorstand 
wählen, und Erzeugergenossenschaften, die sich zu verschiedenen Zwecken 
zusammenschließen, aber insbesondere zum Vertrieb und zur Vermarktung 
von Lebensmitteln, Wohnungsgenossenschaften, Solidaritätsgenossenschaf-
ten und Arbeitnehmergenossenschaften (Wright 2019. 70 f.).
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4  Projekte im Bereich Wohnen, Energie, 
Solidarische Landwirtschaft, Dorfläden
Relevante Bereiche, in denen Projekte auch zur Behebung von Armut und sozi-
aler Ungleichheit beitragen können, sind: 
 – Neues Wohnen als selbstorganisierte Alternative zu Wohnungsnot, hohen 
Mieten und Immobilienpreisen (Mietshäuser Syndikat und Dachgenossen-
schaften).
 – Wohnungs- und Energiegenossenschaften, die Strom für ihre Mitglieder 
(Mieterstrom) nach sozialen Kriterien verteilen können (zwischen 2007 und 
2015 wurden fast 1.000 neu gegründet).
 – Solidarische Landwirtschaft: Hier sind 200 Betriebe und 150 weitere Initi-
ativen entstanden. Das Prinzip der Bieterrunden ermöglicht einkommens-
schwächeren Mitgliedern, sich an der Versorgung mit regionalen Lebens-
mitteln zu beteiligen.
 – Etwa 200 Dorfläden versorgen Bewohner*innen der ländlichen Räume mit 
Bedarfsgütern des alltäglichen Lebens. Diese können als gemeinwesenori-
entierte Sozialgenossenschaften bezeichnet werden (Göler von Ravensburg 
2015, 150 ff.). 
Diese werden im Folgenden exemplarisch vorgestellt.
4.1  Neues Wohnen als selbstorganisierte Alternative zu 
Wohnungsnot, hohen Mieten und Immobilienpreisen 
Der Mangel an bezahlbaren Wohnungen hat sich in den letzten Jahren in fast 
allen deutschen Großstädten bemerkbar gemacht. Eine Reurbanisierung der 
Lebensverhältnisse ist verbunden mit zunehmender Deregulierung, Privatisie-
rung und dem Verlust preisgebundener Wohnungsbestände. Davon sind alle 
Mieter*innen abhängig, und das ist mehr als die Hälfte der deutschen Bevöl-
kerung (Bontrup 2018, 119). Als Reaktion auf diese Entwicklung sind seit etwa 
2010, oft unter dem Schlagwort „Recht auf Stadt“, lokale Protestbewegungen 
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gegen diese Entwicklungen entstanden. Häufig knüpfen sie an Traditionen des 
genossenschaftlichen Wohnungsbaus an, der in Deutschland auf eine breite 
Tradition zurückgreifen kann, mit einer Blütezeit in den 1920er-Jahren in enger 
Verbindung mit der Arbeiterbewegung. Sie sind entsprechend den genossen-
schaftlichen Grundprinzipien organisiert, in denen die Mitglieder der Genos-
senschaft sowohl Leistungsbeziehende (Mieter*innen), Kapitalgeber*innen 
und Entscheidungstragende sind. Heute tummeln sich unter dem Etikett des 
gemeinschaftlichen Wohnens sowohl privatwirtschaftlich ausgerichtete Bau-
gruppen als auch Organisationen, die näher an der Gemeinwohlidee orientiert 
sind. Traditionelle Wohnungsgenossenschaften verfolgen mit ihrem genos-
senschaftlichen Förderzweck das Ziel, ihren Mitgliedern dauerhaft guten und 
bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Ihre Mieten (Nutzungsge-
bühren) liegen häufig unter den ortsüblichen Vergleichsmieten und denen 
kommunaler Gesellschaften. Ein Problem dieser Variante ist allerdings die Ver-
sorgung einkommensschwacher Gruppen mit bezahlbarem Wohnraum durch 
die sozio-kulturelle Exklusivität der Organisation und die Schwelle einer Kapi-
talbeteiligung. Neue Wohnungsgenossenschaften in Selbstorganisation grün-
den sich heute vielfach mit dem Ziel der Errichtung alternativer Wohnformen, 
sie tragen damit aber nur begrenzt zur Überwindung der Knappheit an preis-
günstigem Wohnraum in den Ballungsgebieten bei. 
Beispiele für die an der Gemeinwohlidee orientierte Variante sind vor allem das 
seit den 1990er-Jahren existierende Mietshäuser Syndikat sowie einige Dach-
genossenschaften. Das Ziel des Mietshäuser Syndikats ist es, die angeschlos-
senen Projekte dauerhaft dem Markt zu entziehen. Obwohl es sich um eine 
Nische handelt, ist der Verbund in letzter Zeit exponentiell gewachsen: Ihm ge-
hörten in 2016 über 100 Wohnprojekte mit weit über 2.000 Bewohnern an (Bal-
mer und Bernet 2017, 264). Bis 2019 ist die Anzahl der Projekte auf circa 1.000 
gestiegen. Zur solidarischen Überwindung der Wohnungsnot müsste also, wie 
beim Mietshäuser Syndikat oder einigen mittelgroßen Genossenschaften (etwa 
der WoGeno München), ein lokaler Solidartransfer-Mechanismus eingeführt 
werden, um das Solidaritätsprinzip umzusetzen. Hier gilt es einen Ausgleich 
zwischen oft älteren Wohnungsbesitzern und jüngeren Wohnungssuchenden 
herzustellen. Das bedeutet eine Vernetzung unter bestehenden Wohnprojekten 
und eine Strategie der Expansion, um mehr Mieter*innen, die bisher profitori-
entierten Anbietern ausgeliefert waren, einen Weg in die Selbstverwaltung zu 
ermöglichen (Novy 1982). 
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Die Perspektiven und Potenziale einer genossenschaftlichen Strategie gegen 
Wohnungsknappheit und hohe Immobilienpreise sollten dringend weiterver-
folgt und untersucht werden, um auch die Rahmenbedingungen für Selbstor-
ganisation zu verbessern. Um in diesem engen Markt Lösungsmodelle in Selb-
storganisation wirksam werden zu lassen, müssten dachgenossenschaftliche 
Modelle wie das Mietshäuser Syndikat als Hilfe zur Selbsthilfe weiterverfolgt 
werden (Balmer und Bernet 2017).
4.2 Energiegenossenschaften
Auch Bürgerenergiegenossenschaften können Mechanismen zum solida-
rischen Ausgleich unter den Nutzern der selbst erzeugten Energie verankern. 
In Mieterstromprojekten lassen sich angepasste Tarife für sozial schwache 
Haushalte vereinbaren und, was bei genossenschaftlichen Projekten eine 
Einstiegsvoraussetzung zur Mitbestimmung ist, der Einstieg in die Genossen-
schaft durch einen für sozial schwächer gestellte Mitglieder erschwinglichen 
Genossenschaftsanteil ausrichten. Damit kann in einer Form der dezentralen 
selbstorganisierten Energieversorgung ein Beitrag zum Abbau von Energiear-
mut geleistet werden. Obwohl sich der Mieterstrom insgesamt besonders zur 
Umsetzung der Selbstorganisation eignet, also die Rolle von Erzeuger und Ver-
braucher zusammenführt, werden aktuell kaum Mieterstrommodelle realisiert. 
Weder Energieversorgungsunternehmen noch die Wohnungswirtschaft entwi-
ckeln beziehungsweise betreiben entsprechende Geschäftsmodelle in einem 
nennenswerten Umfang; daran hat auch das Mieterstromgesetz bisher wenig 
geändert. Die Energiegewinner eG aus Köln sind in Nordrhein-Westfalen die 
erste Bürgerenergiegenossenschaft, die erfolgreich Mieterstromprojekte reali-
siert hat, allerdings ohne eine soziale Ausgestaltung der Tarifstruktur.
4.3 Projekte der Solidarischen Landwirtschaft
In Deutschland existierten 2018 etwa 200 Betriebe der Solidarischen Landwirt-
schaft (SoLawi) sowie 125 Gründungsinitiativen. Welche Dynamik dieser Sektor 
aufweist, wird deutlich, wenn man dies mit den aktuellen Zahlen vergleicht. Heu-
te sind 267 Betriebe der Solidarischen Landwirtschaft gelistet und 49 weitere in 
Gründung (Stand 10. Januar 2020) (Ernte teilen 2020). Geht man von 100 Aktiven 
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pro Initiative aus, bewegen sich bundesweit im Bereich der Solidarischen Land-
wirtschaft etwa 30.000 Menschen. Zur Weiterentwicklung wurde ein Netzwerk 
von Solawi-Betrieben und -Initiativen gegründet (Netzwerk Solidarische Land-
wirtschaft). Die beteiligten Betriebe unterstützen sich durch Erfahrungsaus-
tausch und gegenseitige Beratung. Es handelt sich meist um kleinere Betriebe, 
die teilweise noch andere Vermarktungsstrukturen neben der SoLawi nutzen 
und sich häufig in der Nähe urbaner Zentren befinden (Boddenberg et al. 2017).
In einigen Initiativen der Solidarischen Landwirtschaft findet ein sozialer Aus-
gleichsmechanismus statt. Dies sind unter anderem die sogenannten Bieter-
runden, in denen jedes Mitglied anonym angeben kann, wie viel sie oder er 
bereit ist, monatlich für die landwirtschaftlichen Produkte auszugeben. Das ist 
das solidarische Finanzierungssystem, weil diejenige, die wenig haben – Stu-
dierende oder Erwerbslose – in die Lage versetzt werden, einen reduzierten 
Beitrag zu leisten, der aber durch das Solidarverhalten anderer Gruppenmit-
glieder mitgetragen wird (Heintz 2018; Boddenberg et al. 2017). 
Die Konfliktlinien in den Betrieben und Initiativen der Solidarischen Landwirt-
schaft verlaufen zwischen einer Commons-Orientierung und der wirtschaftli-
chen Ausrichtung, also zugespitzt zwischen einem warenförmigen und einem 
nicht warenförmigen Austausch. Hier sind die genossenschaftlichen Ausgestal-
tungen, wie das Kartoffelkombinat in München, eher an einem warenförmigen 
Austausch ausgerichtet, wogegen andere Beispiele sich der Form einer nach-
haltigen Bewirtschaftung von lokalen Allmenderessourcen in Selbstorganisa-
tion und in starker Abgrenzung zu privatwirtschaftlichen Lösungen verpflichtet 
fühlen (Ostrom 1999).
4.4 Dorfläden
Im Bereich Handel sind es in erster Linie Dorfläden, in der Rechtsform der 
Genossenschaft und des wirtschaftlichen Vereins, die das Engagement der 
Bürger*innen nutzen können, um somit eine Alternative zur Fahrt in den au-
ßerhalb der Dörfer angesiedelten Discounter zu ermöglichen. Die Stärken von 
Dorfläden liegen in ihrer partizipativen und kooperativen Ausrichtung. Die 
Betreiber von Dorfläden ergeben sich nicht dem Schicksal der strukturellen 
Schwäche ländlicher Gebiete, sondern nehmen dieses als Hilfe zur Selbsthil-
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fe selbst in die Hand. Durch die Kooperation mit regionalen Betrieben – zum 
Beispiel ansässigen Metzgereien, Bäckereien und landwirtschaftlichen Betrie-
ben – können sie einen Beitrag zur Stärkung des regionalen Wirtschaftskreis-
laufs und der ökologischen Nachhaltigkeit leisten. Dorfläden stärken durch 
ihre Funktion den sozialen Austausch im Dorf und unterstützen zudem Mög-
lichkeiten, dörfliche Kerne zu revitalisieren (Klemisch und Heins 2016).
Insgesamt wird die Zahl der Bürger-Dorfläden bundesweit auf über 200 ge-
schätzt. Über 50 Dorfläden „von Bürgern für Bürger“, Initiativen und kommu-
nale Nahversorger aus acht Bundesländern sind im Dorfladen-Netzwerk der 
„Bundesvereinigung multifunktionaler Dorfläden“ organisiert und erhalten 
zum Beispiel in Bayern auch eine staatliche Gründungsförderung. Auch wenn 
viele Dorfläden nicht in erster Linie darauf abzielen, hohe Gewinne zu erwirt-
schaften, so müssen sie sich doch langfristig auch ohne Subventionen finanzi-
ell tragen. Perspektivisch sollten Dorfläden nicht hauptsächlich ehrenamtlich 
betrieben werden. Es bedarf vielmehr der Zahlung anständiger Löhne, um das 
Engagement der Bürger entsprechend zu honorieren. Dabei ist ein Charakteri-
stikum, dass es in diesen hybriden gemeinwirtschaftlichen Formen immer um 
ein Ausbalancieren von hauptamtlicher und ehrenamtlicher Tätigkeit geht. Dies 
gilt auch für die Lösungsmöglichkeiten in den anderen dargestellten Feldern.
5  Fazit – Potenziale der Selbst-
organisation der Verbraucher*innen 
5.1 Fazit I: Selbstorganisation der Verbraucher*innen 
Über die dargestellten Beispiele hinaus gibt es eine Vielzahl von Projekten 
der Selbstorganisation der Verbraucher*innen. Dabei variieren die Formen 
von Selbst organisation. Neben Bürgerenergie, Neuem Wohnen, der Solida-
rischen Landwirtschaft und Dorfläden wären hier unter anderem zu nennen: 
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Repair Cafes, Urban Gardening, Tauschbörsen, Car-Sharing, Initiativen zur 
Elektromobilität, Reparaturwerkstätten, Peer-to-Peer Sharing-Initiativen. Ob-
wohl es keine empirischen Untersuchungen hierzu gibt, kann festgestellt wer-
den, dass Vielfalt und Umfang von Problemlösung in Selbstorganisation der 
Verbraucher*innen wachsen. Dokumentierte Initiativen sind im „Zukunftsalma-
nach FuturZwei“ (Welzer, Giesecke und Tremel 2014; Giesecke, Hebert und Wel-
zer 2016) oder im Internet unter der Nachhaltigkeitsplattform „Utopia“ (www.
utopia.de) zu finden. Folgende gemeinsamen Merkmale lassen sich festhalten: 
Bei nahezu allen Projekten der Selbstorganisation handelt es sich um soziale 
Innovationen, wenn man die Typen sozialer Innovation für nachhaltigen Kon-
sum zugrunde legt (Jaeger-Erben, Rückert-John und Schäfer 2017, 36 ff.). Ent-
standen sind die Projekte der Selbstorganisation häufig aus einer ökologischen 
Motivation. Daher sind ökologische Entlastungseffekte und Ressourcenscho-
nung nicht nur erwünscht, sondern auch fester Bestandteil der Motivation. 
Projekte der Selbstorganisation der Verbraucher*innen orientieren sich aber 
nicht nur an der ökologischen Zielstellung von Nachhaltigkeit, sondern auch 
an der sozialen Ausrichtung. Insofern sind Gemeinschaftsorientierung, Solida-
rität und Hilfe zur Selbsthilfe zur Überwindung von Armut und Knappheit vielen 
beschriebenen Ansätzen immanent oder aus einer spezifischen Motivation zur 







Abbildung 1: Potenziale der Genossenschaften (Eigene Darstellung).
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5.2 Fazit II: Forschungsbedarf und Schlussfolgerungen 
Eine Forschung zu Selbstorganisation als Möglichkeit der Verbraucherpolitik 
steht erst am Anfang. Dabei werden fast alle relevanten Bereiche der Verbrau-
cherpolitik wie Ernährung und Gesundheit, Energie und Mobilität oder Wohnen 
tangiert. Hierzu werden Lösungen durch solidarisches Handeln auch zur Ar-
muts- oder Mangelbekämpfung erarbeitet, die eine Beteiligung der Betroffenen 
ermöglicht. Bisher existiert aber nur eine sektorale Forschung. So sind die Lö-
sungen im Bereich der Vermeidung von Ernährungsarmut für Projekte wie „Die 
Tafel“ oder im Bereich der Modelle zur Bekämpfung der Wohnungsnot relativ 
gut dokumentiert. Selbstorganisatorische Lösungen im Sektor der Energiear-
mut oder der Aufrechterhaltung einer dörflichen Versorgungsstruktur in Eigen-
initiative sind dagegen bisher noch wenig dokumentiert oder gar erforscht. 
Zudem fehlt ein systematisch gepflegtes Gesamtverzeichnis der Projekte und 
Initiativen. Ein solches Inventar aufzubauen, wie es zum Beispiel der Unter-
suchung der Dritten-Sektor-Organisationen zugrunde liegt, wäre ein erster 
Schritt. Gemeint ist damit die Erstellung einer Art Alternatives Branchenbuch.
Abschließen möchten wir unsere Ausführungen mit einem Plädoyer für mehr 
sozial-ökologische Forschung als Beitrag zur sozial-ökologischen Transforma-
tion in Richtung Selbstorganisation der Verbraucher*innen und Nachhaltigkeit. 
Bezogen auf den Aspekt von Armutskonsum müsste dies ansetzen an einem 
Ausbau der regionalen Infrastrukturen. Dies wird auch deutlich durch die Aus-
wirkungen der Corona-Krise, die auf ein privatisiertes und nicht auf ein am 
Bedarf und am Gemeinwohl orientiertes Gesundheitswesen stößt, so auch He-
ribert Prantl in seinem Kommentar „Bittere Medizin“ (Prantl 2020). Infrastruk-
turpolitik meint mit Wolfgang Streeck eine lokale Fundamentalökonomie mit 
einer strikten Dezentralisierung als Basis (Streeck 2019). 
Aber nochmals: Die Forschung zur Selbstorganisation als Möglichkeit der 
Verbraucherpolitik steht erst am Anfang. Es werden nur vereinzelte sektorale 
Zugänge verfolgt, obwohl die Initiativen der Selbstorganisation, wie gezeigt, 
in fast allen relevanten Feldern des Verbraucherschutzes, von der Ernährung 
über das Wohnen bis hin zu Energie und Umwelt, gefunden werden können. 
Dies ist verbunden mit einem Ansatz, der sich auf dezentrale und am Gemein-
wohl orientierte Initiativen jenseits des Kapitalismus ausrichtet. So wie Wolf-
gang Streeck (2019) in seinem Aufsatz „Der alltägliche Kommunismus“ für 
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eine lokale Fundamentalökonomie mit örtlichen Mittel-, Klein- und Kleinstun-
ternehmen und vor allem auch mit Genossenschaften plädiert, die ein staatlich 
garantiertes Gemeineigentum mit einer strikten Dezentralisierung verbindet, 
um die Ungleichheit der Lebensverhältnisse vor allem in ländlichen Regionen 
auszugleichen.
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